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Deutsche Nationalversammlung.
WTB . Berlin . 16. Dez . Vizepräsident Löbe eröffnet

die Sitzung um !0. 20 Uhr vormittags.
Auf die Anfrage Delius (Dem ) nach Hilfsmaßnahmen

für die notleidenden deutschen Landes -, Bezirks - und Ge¬
meindebeamten . Geistlichen , Lehrer und Lehrerinnen aus
Elsaß -Lothringen erwidert Unterstaatssekretär Lewald , daß
die Reichsregierung sofort nach Neujahr der Nationalver¬
sammlung ein Gesetz zu Gunsten der vertriebenen Deutschen
vorlegen , inzwischen aber schon eigene Hilfsmaßnahmen
durchführen werde . Die Vertriebenen würden im Siedlungs¬
wesen bevorzugt werden und für die zahlreichen Arbeiter
unter ihnen werde ein besonderes Dezernat bei der Reichs - '
regierung eingerichtet.

Zur 2. Lesung des Gesetzes betreffend Sozialisie¬
rung der Elektrizitätswirtschaft  führt Krüger-
Potsdam (Soz ) aus : Die völlige Sozialisierung unserer Wirt¬
schaft setzt das Bekenntnis zur Demokratie voraus . Die
Elektrizitätsversorgung muß durch Fernleitungen aus großen
jusammengeschlossenen Werken in der Nähe der Kohlenreviere
und der Wasserkräfte erfolgen . Die Durchführung dieser
Maßnahme wird uns aus einer Reihe wirtschaftlicher Schwie¬
rigkeiten herausführen.

Dr . Zehnter (Z) weist auf den Widerspruch hin , der sich
bei den Unternehmern dagegen geltend macht, daß das Reich
di? Verwaltung übernehmen soll.

Falk (Dem ) : Das Monopol darf nicht als Einnahme¬
quelle für das Reich ausgenutzt werden . Wirtschaftlich un-
aünstigPgelegene Gegenden müssen durch dasselbe einen Aus¬
gleich erfahren.

Laverrenz (DN ) : Während ein Teil meiner Freunde sich
mit der Vorlage abfindet , indem er bei ihrer Beurteilung
die rein wirtschaftlichen Gesichtspunkte in den Vordergrund
rückt, lehnt der größere Teil meiner Parteigenossen das Gesetz
ab . Unsere Bedenken richten sich hauptsächlich dagegen , daß
bei der Uebernahme bestehender Betriebe für die Entschädi¬
gung der Ertragswert den Ausschlag gibt , während beim
Reichsnotopfer die Werke zum gemeinen Wert eingeschätzt
werden.

Dr . Maretzki (DVP ) fürchtet von dem Gesetz einen
außerordentlich schädlichen Eingriff in die bestehende günstige
organische Entwicklung der Elektrizitätswirtschaft . Seine
Partei beantragt gesetzliche Durchführung des Prinzips der
Selbstverwaltung.

Nachdem noch Henke (US ) darauf verwies , daß die
wirkliche Enteignung erst möglich sei, wenn das Proletariat
die politische Macht habe und daß bei allen Sozialisterungs-
fragen es sich um Aufhebung der kapitalistischen Ausbeutung
handle , wird die Weiterberatung um I Uhr abgebrochen.

Fortsetzung der Debatte 3 Uhr nachmittags.
Nach der Unterbrechung wurde die Sitzung um 3.05 Uhr

wieder ausgenommen.
Das Elektrizitätsgesetz wird ohne weitere Aussprache im

wesentlichen unverändert nach dem Beschluß des Ausschusses
angenommen.

Gegen den Vorschlag des Präsidenten , die 3. Lesung so¬
fort vorzunehmen, erhob der Abg. Henke (US) Widerspruch.

ES folgt die 2. Lesung des Umsatzsteuergesetzes.
Abg . Stock (S ) : Bei den direkten Steuern ist man un¬

seren Wünschen besonders entgegen gekommen . Auch sind in
diese Vorlage soziale Vergünstigungen , diesen Steuerkreisen
zu gute kommen , ausgenommen worden . Wir wünschen nur
noch, daß aus dem Ertrage dieser Steuern eine Rückvergütung
an kinderreiche Familien zugestanden wird . Auf die Provinz-
preffe muß bei der Umsatzsteuer für die Inserate besondere
Rücksicht genommen werden . Dadurch daß die Packetsteuer
auf 5' /° herabgesetzt worden ist, ist für uns das Gesetz an¬
nehmbar gemacht worden . Das ganze Gesetz ist für uns ein
Provisorium . Es muß geändert werden , sobald die Lage
des Reiches es gestattet . Wenn uns auch die Steuer nur
wenig Freude macht, so stehen wir doch unter der Not des
Vaterlandes.

Abg . Schlack (Z) : Ein Teil meiner Freunde befürchtet
«ne Konzentration der Betriebe . Das Kinderprivileg be¬
grüßen wir vom sozialen Standpunkt aus . Trotz manchen
Bedenkens stimmen wir der Vorlage zu, weil ohne indirekte
Steuern die Gesundung unserer Finanzen unmöglich ist.

Abg . Wetzlich (DN ) : Diese Vorlage ist uns unsympathisch.
Wenn Minister Erzberger zugibt , daß die Belastung der
Arbeiterschaft durch diese Steuer unbedingt Lohnerhöhungen
zur Folge haben müsse, so ist darauf hinzuweisen , daß die
minderbemittelten Kreise jetzt nicht mehr die Arbeiter sind,
sondern der Mittelstand und die Beamten , für die dann eine
Gehaltsaufbesserung erfolgen muß . Der finanzielle Erfolg
der Steuer wird im wesentlichen herabgemindert , wenn auch
der Steuersatz von 1"/» auf 1*/r bis 2°/o heranfgesetzt worden
>lt- Not tut uns ein Abbau der Preise . Durch dieses Gesetz
wird aber das Gegenteil erzielt.

Abg . Waldstein (D ) : Das Gesetz ist ein Provisorium.
Kommen auch einmal wieder normale Zeiten mit normalen
Preisen , so muß das Umsatzstenergesetzgeändert werden . Das
Kmderprivileg sollte nur Platz greifen bei kinderreichen Fami¬
lien , nicht schon bei einem oder zwei Kindern.

Abg . Kemskes (DVP ) : Es wäre falsch, aus Prinzipien¬
reiterei gegen eine indirekte Steuer zu stimmen . Schon
mitten im Kriege haben wir verlangt , daß das Gleichgewicht
des Haushalts nicht nur durch Anleihen , sondern auch durch
Steuern hergestellt werden ivird . Die freien Berufe haben
wir in die Steuer hineingenommen , gerade im Interesse der
gleichmäßigen Belastung aller Volksteile . Ebenso steht es
mit der Luxussteuer . Das Kinderprivileg gehört eigentlich
nicht in eine indirekte Steuer hinein . Trotzdem stimmen wir
ihm zu, allerdings io, daß es nicht schon bei einem oder
zweien , sondern drei Kindern eintritt.

Abg . Henke beantragt Vertagung und bezweifelt die Be¬
schlußfähigkeit des Hauses.

Vizepräsident Löbe setzt daraus die nächste Sitzung auf
Mittwoch 10 Uhr an.

Fortsetzung und dritte Lesung des Reichsnolopfers.
Schluß 6 *?« Uhr '.

Tages -Neuigkeiten.
Frankreichs Hintergedanken mit Oesterreich.

Wien , 16. Dez . Anknüpfend an die Aeußerung eines '
hiesigen Ententediplomaten , daß Deutsch-Oesterreich in die
französische Machtsphäre eingegliedert werden soll, schreibt
das „Nene Wiener Tngblatt " : „Wir haben nicht das Recht,
empfindlich zu sein und wollen möglichst auch das schlimme
Wort „Einfluß " schon hinunterwürgen . Doch müßte das
nur den Sinn haben , daß Frankreich sich für Deutsch-Oester-
reich verantwortlich glaubt , weil unser Staat auf ganz be¬
sondere Wünsche und Absichten Frankreichs zugeschnitten ist.
Die Lebenszwecke, die nicht die unseren sind, müßten aber
unter allen Umständen ausgeschaltet bleiben . Deutsch-Oester-
reich braucht und wünscht die Herstellung besonderer Handels¬
und Verkehrsbeziehungen zu den Nachfolgerstaaten . Es kann
sich aber nicht als Teilglied einer solchen Kombination ver¬
wenden lassen. Wir würden von niemandem verstanden
werden , wenn wir dem Volke, das mit uns vereint durch
mehr als 4 Jahre überaus rühmlich gekämpft hat und mit
dem wir durch kulturelle Gemeinschaft und nationales Emp¬
finden verbunden sind, untreu werden sollten . Das gleiche
gilt von den Phantastereien , die den Anschluß an Süddeutsch¬
land nur mit dem geheim oder offen zugegebenen Wunsch
betreiben , daß durch die Schaffung eines übermächtigen Süd¬
deutschlands die deutsche Einheit zerrüttet würde . Den
Rheinbund an der Donau miissen wir ablehnen . Das sei
mit Bescheidenheit , die unsere Schwäche zeigt , aber auch mit
Freimut ausgesprochen , der Mißverständnissen Vorbeugen soll.

Clemeneeaus Londoner Ziele.
Paris , 16. Dez . Die Pariser Morgenpresse setzt ihre

Betrachtungen über das Ergebnis der Reise Clemeneeaus
nach London fort . Gertinay sagt im Echo de Paris , 2 Än¬
derungen seien sichergestellt, 1. die interalliierte Militäraktion,
deren Präsident Marschall Foch sein werde , wurde aufrecht
erhalten . Sie habe die Aufgabe , die Arbeiten der verschie¬
denen Militärkommissionen , die in Deutschland tätig seien,
zu überwachen . 2. sei es wahrscheinlich , daß England an¬
nehmen werde , mit Frankreich einen Garantievertrag zu
zeichnen. Hinsichtlich der allgemeinen Fragen sagt Perfinax,
man glaube , daß die Amerikaner dennoch nach kürzerer oder
längerer Frist ratifizieren werden . Aus dieser Sachlage habe
man die erforderlichen Folgerungen gezogen . 1. dadurch,
daß man den englisch-französischen Garantievertrag noch
nicht revidieren will , um ihn unabhängig vom Völkerbund
zu machen ; 2. dadurch, ' daß man das adriatische Problem
vertagen wird ; 3. dadurch , daß man die Prüfung des rus¬
sischen Problems auf das kommende Jahr verschiebt und
4. dadurch , daß man das Problem der Meerengen mit dem
der asiatischen Türkei und Konstantinopels ebenfalls aufschiebt.

Paris , 16. Dez . Havas . Der „Matin " kommt auf die
Londoner Konferenz zurück und sagt , daß die Dringlichkeit
einer gemeinsamen Politik in der Türkei anerkannt wurde.
Berthelot teilte seinen Kollegen im Kriegsamt die Meinung
der französischen Regierung 'mit , indem er bestimmte Doku¬
mente übergab , Er wird Ende dieser Woche in dieser An¬
gelegenheit nach London zurückkehren. Bezüglich eines inter¬
alliierten Generalstabes sagt der „Matin ", daß noch die Frage
der Organisation und der Truppenbestände zu prüfen ist.
Die beiden Kommandanten haben sich über den Organisations-
plan für die Friedenszeit ausgesprochen . Man sieht das
Bestehen eines Generalissimus der französischen Armee vor,
als welcher Marschall Dupont in Frage kommt, der dem
Befehl des interalliierten Rates , dessen Vorsitz Marschall
Foch habe , zur Verfügung stehe. Der „Matin " bestätigt,
daß für den Augenblick keineswegs von einem militärischen
Bündnis mit Belgien und Italien die Rede ist.

Amsterdam , 16. Dez . Laut „Telegraaf " schreibt „Daily
Mail " in einem Leitartikel über die Konferenz in der Dow-
ning -Street : Das Notwendigste ist, den Friedensvertrag so¬
fort in Kraft treten zu lassen, um der Unsicherheit in Eu¬
ropa ein Ende zu machen . Solange das nicht geschehen ist,
kann die Welt nicht zur Ruhe kommen und die Produktion
sich nicht erholen.

Paris , 16. Dez. Jaques Baisville schreibt in der Aclion
Francaise : Trotz der vollständigen Veränderung der Lage

93 . Jahrgang
erinnert die Reise Clemeneeaus nach London an die historische
Rundreise eines anderen ehrwürdigen Greises . Als Thiers
die Hauptstädte besuchte, um Allianzen für das besiegte
Frankreich zu finden , suchte er ein Europa und fand es nicht.
Für das siegreiche Frankreich , das gestern von 20 Alliierten
umgeben war , ist Clemenceau nunmehr seinerseits in Europa
suchen gegangen an Stelle eines Völkerbundes . Er scheint
nicht mehr gefunden zu haben als Thiers . Es hat den An¬
schein, daß in London sich ein Einverständnis zwischen Frank¬
reich, England und Amerika auf Kosten des 4. Assoziers
(Italien ) vollzogen habe . Indem man der italienischen
nationalen Bewegung entgegen gearbeitet hat , hat man ge¬
genteilige Kräfte entwickelt und Italien schickt sich an , den
Weg zu beschreiten, den seine Enttäuschung ihm geöffnet hat.

Der Kampf um den Frieden in Washington.
Washington , 16. Dez . Der Kampf um den Friedens¬

vertrag geht mit unverminderter Schärfe weiter . Je mehr
die Republikaner versuchen, den Friedensvertrag in seiner
jetzigen Form zu Fall zu bringen , desto schärfer wird auch
die Opposition der Demokraten und ebenso des Präsidenten
Wilson selbst. So hat Wilson am Sonntag wieder erneut
erklärt , daß er am Friedensvertrag unerschütterlich sesthalte.
Wilson will wieder einen Ausgleich herbeisühren , ohne irgend
ein Zugeständnis einzugehen . Es ergibt sich immer mehr,
daß das Problem des Friedensvertrags nicht durch den Se¬
nat festgelegt werden kann , sondern daß die Entscheidung
durch die im nächsten Frühjahr stattfindende Volksabstim¬
mung erfolgen muß . Sie wird auch zeigen , ob Wilson ge¬
nügend Anhänger im Lande besitzt, um weiterhin als Präsi¬
dent kandidieren zu können.

Amsterdam , 16. Dez . Daily News melden aus New-
Hork, daß die führenden Republikaner ein sofortiges und
konkretes Abkommen mit Großbritannien für die Aufrecht¬
erhaltung des Weltfriedens fordern.

Vom obersten Rat.
WTB . Paris , 16. Dez . Der Oberste Rat der Alliierten

versammelte sich unter dem Vorsitz Clemeneeaus heute mor¬
gen in dessen Wohnung . Der Rat prüfte zuerst die deut¬
sche Antwort  auf die Note der Alliierten vom vorigen
Montag . Es wurde beschlossen, daß eine Konferenz
zwischen den alliierten und deutschen Experten heute Diens¬
tag nachmittag stattfinden soll, um den Teil der Note zu er¬
örtern , der sich auf die zufolge der Versenkung der Flotte in
Scapa Flow geforderte Wiedergutmachung bezieht . Frank¬
reich wird in dieser Kommission durch Ädmiral Levaffeur
vertreten sein. Gewisse Teile der deutschen Antwort wurden
zur Prüfung an die juristische Kommission überwiesen . Dir
Vertreter der Alliierten haben insgesamt den versöhn¬
lichen Ton  der deutschen Rote gebilligt . Eine Antwort
darauf wird vorbereitet und der deutschen Delegation gegen
Ende dieser Woche übergeben werden . Der Rat prüfte da¬
rauf eine durch die österreichische Delegation aufgeworfene
Frage , die sich auf Vorarlberg  bezieht , das wünschen soll,
aus dem österreichischen Staatsverband auszuscheiden . Die
Wiener Vertreter waren einig bezüglich der Notwendigkeit,
das Verbleiben aller Gebiete der neuen Republik unter öster¬
reichischer Souveränität zu erleichtern . Staatskanzler Ren¬
ner  erstattete sodann ein langes Expose über die tragische
Lage der Bewohner Oesterreichs,  die sich binnen
kurzem der völligen Entblößung von Lebensmitteln
ausgesetzt sähen , da die verfügbaren Rationen nicht gestat
teten , die Versorgung über den 21. Januar hinaus zu sichern.
Der Rat prüfte die Mittel , um diesem Stande der Dinge
entgegenzutreten . Er beschloß, 30000 Tonnen Getreide , die
gegenwärtig in Triest lagern nach Oesterreich zu senden . Die
finanzielle Hilfe Amerikas wurde als unerläßlich betrachtet,
um die Versorgung Oesterreichs zu erleichtern . Zum Schluß
erklärte Renner , sein Land wünsche von den Alliierten nicht
nur eine Hilfe , die ihm ermögliche , bis auf weiteres zu leben
sondern vielmehr die Ausarbeitung eines allgemeinen Ver-
sorgungsschemas , das sich ans eine Zeit von zehn bis zwölf
Monaten erstrecke und dem Volk gestatte , sich wieder an die
Arbeit zu setzen, seine Industrie aufzurichten und seine
Schulden zu bezahlen .Er fügte hinzu , daß Oesterreich bereit
sei, die Beziehungen mit seinen Nachbarn , den Jugo -Slaven
und den Tschecho - Slovaken , wieder aufzunehmen . Der
Oberste Rat wird am Mittwoch Morgen bei Clemenceau
wieder eine Sitzung abhalten.

Die russische Frage.
London , 16. Dez . Das Unterhaus nahm gestern das

Armeebudget an , das die Höhe von 405 Millionen Pfund
Sterling aufweist . Winston Churchill erklärte , daß das Bud
get für das nächste Finanzjahr , nicht der vierte Teil dieser
Summe erreichen werde . Er sprach dann von der russischen
Frage u . erklärte , daß die gegenüber Rußland angenommenen
Richtlinien das Ergebnis der Beschlüsse des Obersten Rates
seien. Die Bolschewisten sehen sich dieses Jahr von Koltschack
und Denikin aufgehalten . Aber wenn die Truppen dieser
beiden Führer aufgerieben seien, bekämen die Bolschewisten
alle Kräfte frei , um die baltischen Staaten , Polen u . Finn¬
land niederzuwerfen , durch Persien an die Grenze vorzu¬
dringen und ganz Asien in Unordnung zu bringen . Wenn



dieser Tag kommt, schloß Winston Churchill, werden wir
uns Rechenschaft abgeben darüber, daß wir nicht für Kolt-
schak und Denikin gekämpft haben, sondern diese für uns.

London, 16. Dez. Man meldet aus japanischer Quelle,
daß trotz der veränderten Lage in Rußland Japan keines¬
wegs die Absicht habe, die Truppen aus Sibirien und von
der transsibirischen Linie zurückzuziehen. Man ist befriedigt
über die Anwesenheit des japanischen Botschafters bei den
Londoner Konferenzen, denn diese Tatsache zeigt deutlich die
vorhandene Solidarität zwischen Japan und den Alliierten.
Was Rußland betrifft, so stimmen die Ansichten Japans voll¬
kommen überein mit der allgemeinen Auffassung, obwohl
Japan die Lage aus mancherlei Gründen von seinem beson¬
deren Standpunkt aus betrachten wird, wird es keine Richt¬
linien anuehmen, ohne sich mit den Alliierten zu verständigen.

Parteitag des Zentrums.
Berlin , t6 . Dez. Wie die „Vossische Zeitung " meldet,

soll Ende Januar , spätestens Anfang Februar , jedenfalls
einige Tage vor Wiederbeginn der Verhandlungen der Natio¬
nalversammlung, einParteitagdesZentrumsabgehaltenwerden.

Das Züchtigungsrecht.
Berlin , 16. Nov. Der preußischen Landesversammlung

ist ein Antrag König-Frankfurt a. M . zugegangen, wonach
daS Züchtigungsrecht der Lehrer und Lehrerinnen für alle
Schulen nur in besonderen Fällen zugelassen, sowie auf völ¬
lige Beseitigung des Züchtigungsrechteshingewirkt werden soll.

Beratungen über die Entschädigungsfrage.
Paris , 16. Dez. Die alliierten und die deutschen Sach¬

verständigen traten heute nachmittag 4 Uhr im Maison de
la Presse in der Zahl von 20 Personen zusammen, um über
die Kompensationen für die in Scapa Flow versenkten Schiffe
zu beraten. Den Vorsitz führte Loucheur.

Die Möglichkeit revolutionärer Erhebungen.
In der Dienstag -Sitzung der preußischen Landesver¬

sammlung erklärte der Minister des Innern , Heine, u. a. :
WaS die äußerste Linke anbelangt , so müssen wir mit der
Möglichkeit revolutionärer Erhebungen in diesem Winter
rechnen, aber wir werden ihnen zu begegnen wissen.

Deutsche Spielwaren in England.
Amsterdam, 17. Dez. „Telegraaf " meldet aus London:

Im Unterhause erklärte Geddes in Beantwortung einer An¬
frage, daß die Einfuhr von Spielwaren aus Deutschland im
Monat November beträchtlich größer war als im September.
Er könne jedoch vorläufig die Einfuhr deutscher Spielwaren
nicht für zwei Jahre verbieten, wie man von ihm verlangt.
Beurteilung der deutschen Antwort in der französ. Presse.

Paris , 16. Dez. Die deutsche Antwortnote wird im
allgemeinen in der Pariser Morgenpresse günstig ausgenom¬
men. Der „Matin " meint, es sei wenig wahrscheinlich, daß
man ohne weiteres die Entschädigungsmodalitäten annehmen
werde, die die Deutschen vorschlagen. Wenn aber die Alliier¬
ten sich dazu verstehen sollten, ihre ursprünglichen Bedingun¬
gen zu mildern, so würden die Milderungen auf keinen Fall
den Charakter eines Kompromisses haben. — „Petit Journal"
sagt, wenn es sich bestätige, wie die deutsche Note es behaupte,
daß die Ausführung der Forderungen Deutschland in die
Unmöglichkeit versetze, die anderen Verpflichtungen, die ihm
der Friedensvertrag auferlege, zu erfüllen, dann würden die
Alliierten, wie sie es versprochen hätten, ihre Forderungen
mildern. — „Petit Puristen " meint, es stehe jetzt schon fest,
daß es unmöglich sei, die Frage von Scapa Flow zu regeln,
ohne maritime Sachverständige zu hören. Eine gewisse An¬
zahl Techniker sei deshalb zu der Sitzung für heute nachm,
geladen. Nachdem man ihren Rat angehört, scheine es un¬
vermeidlich, daß man sie mit den deutschen Sachverständigen
zusammenbringe. In keinem Fall könne aber die Diskussion
noch sehr lange dauern und die Ratifizierung deS Friedens¬
vertrags dürfe nunmehr als sehr nahe bevorstehend bezeich¬
net werden. — „Homme' Libre" ist auch der Ansicht, daß
nunmehr der Friedensvertrag von Versailles baldigst in
Kraft treten werde. — Der „Figaro " sagt, der deutsche Vor¬
schlag scheinen priori nicht unannehmbar . Die Deutschen
erkannten im allgemeinen das Prinzip des Schadenersatzes
an, sie diskutierten nur über die Ziffer und über die Mög¬
lichkeiten. — Auch der „Gaulois " ist der Ansicht, daß die
Sachverständigen den Wert der deutschen Argumente zu
prüfen hätten. — In der „Lanterne" wird erklärt, wenn die
Dinge sich so verhielten, wie Deutschland in seiner Note

Ein Groß« in der Welt der Kleine».
Zu „Struwelpeters " 78. Geburtstag.

Er ist nicht schwäbischer Herkunft, der Vielgenannte, von
dem im Nachstehenden kurz die Rede sein soll; aber so von
Stammesgrenzen und Zeit losgelöst, daß er auch im schönen
Schwabengau, wo von altersher gerne die Märchen umgehen
und der gesunde Humor seine bleibende Stätte hat, allwärts
bekannt sein möchte. Wir meinen den „Struwelpeter ", die¬
sen Liebling unserer Kinderstuben und erklärten Freund unse¬
rer Kleinen, der just an diesem Weihnachten seinen 75. Ge¬
burtstag begehen darf und somit wohl einen kleinen, dank¬
baren Gruß aus diesem Anlasse auch aus Schwabenland
erwarten darf.

Struwelpeters Wiege stand in der großen Stadt am Main,
in der ja auch einer der größten unseres Volkes „von Mütter¬
chen die Frohnatur und Lust zu fabulieren" einst in die Wiege
gelegt war . Dort zu Frankfurt also ging, wie er selbst erzählt,
„gegen Weihnachten des Jahres 1844, als sein ältester Sohn
3 Jahre alt war ", der prakt. Arzt Dr . Heinrich Hoffmann
eines Abends in die Stadt , um dem Jungen zum Festgeschenk
ein Bilderbuch zu kaufen, wie es der Fassungskraft des kleinen
menschlichen Wesen? in solchem Alter entsprechend schien.
Was er fand ? Eine Unmenge Bilderbücher, aber leider kein
brauchbares darunter . Da kaufte Dr . Hoffmann, der auch
ein guter Pädagoge war , ein — leeres Schreibheft, dichtete
Verse hinein und zeichnete die nötigen gruseligen Grotesken¬
bilder dazu — und es entstand „der Struwelpeter ".

Die Ausgeburt einer genialen Laune also, die so ungeheu¬
ren Beifall fand, daß der erstmals 1847 gedruckte„Struwel¬
peter" an seinem 25. Geburtstag bereits bie 100. Auflage sah

Bor der Entscheidung.
Wenn die französische Chauvinistenpresse feststellt, daß

die deutsche Note in ihrer Gesamtheit einen guten und zu¬
friedenstellenden Eindruck gemacht hat und diese daher als
sehr entgegenkommend bezeichnet, und wenn selbst der Oberste
Rat in einem offiziellen Bericht der Havasagentur geflissent¬
lich erklären läßt, daß die deutsche Note die Billigung dieser
hohen Körperschaft gefunden habe, dann weiß auch der, der
den gestern von uns veröffentlichtenWortlaut der deutschen
Note nicht gelesen hat, daß unsere Regierung, um endlich
zum Frieden zu kommen und unseren armen Brüdern in
französischer Gewalt endlich den Weg in die Heimat zu
ebnen, wieder einmal nachgegeben und dem Feindbund Zu¬
geständnisse gemacht hat, die diesen vorerst zufrieden sein
lassen. Das Schwergewicht der politischen Lage liegt wieder
bei dem vereinigten Ententerat in Paris , in dessen Hand es
nun gegeben ist, die eingeleiteten Besprechungen mit den
deutschen Sachverständigen über die von unserer Regierung
grundsätzlich zugebilligte Entschädigungspflicht für Scapa
Flow so zu gestalten, daß endlich der Friede in die Tat um¬
gesetzt werden und der derzeitige unheilvolle — für uns wie
für die Entente wirtschaftlich unheilvolle Zustand aufgehoben
werden kann. Wir dürfen wohl annehmen, daß die Bera¬
tungen in Paris rasch zu einem Ende führen werden. Wir
stehen also vor der Entscheidung.

Wie diese Entscheidung ausfallen wird, darüber brauchen
wir uns keine zu großen Hoffnungen zu machen. Ein Eng¬
länder hat es unlängst ausgesprochen, daß England mit
Deutschland ganze Arbeit gemacht habe, indem es uns die
Kriegsmarine und die Handelsflotte mit jeder Wiederaufbau¬
möglichkeit genommen habe. Dieser-Engländer hat auSge-
plaudert , was bei uns viele noch nicht glauben wollen. Da
Deutschland die Entschädigungspflichtfür Scapa Flow grund¬
sätzlich anerkannt hat, wird England aus Gründen seiner
geschäftlichen Interessen schon solche Forderungen durchdrücken,
die uns den letzten festen Punkt unter den schwankenden
Füßen wegnehmen sollen. Frankreich wird selbstverständlich
dazu umso lieber seine Hand bieten, als Herr Clemenceau,
der auf der Rückreife von London einen Rippenbruch erlitten
hat, in London anscheinend nicht das Glück hatte, die er¬
wartete noch festere militärische Allianz mit England auf den
ersten Anhieb zustande zu bringen. In Frankreich wiegt
aber immer noch — so komisch es auch klingen mag — die
schlotternde Angst vor Deutschland, dem wehrlos und elend
gemachten Deutschland vor. Darum ist auch den Franzosen
jedes Mittel recht, um die „deutsche Gefahr" zu bannen . Vor
der Entscheidung stehend, wollen wir uns trotz aller sichtbar-
lich gemäßigten französischen Pressestimmen keine Hoffnung
auf ein großes Entgegenkommen und Verständnis für unsere
Lage machen. -r.

auseinandersetze, dann seien die Alliierten moralisch ver¬
pflichtet, die positiven und detaillierten Vorschläge der Spezia¬
listen von Hamburg über einen anderen Modus der Wieder¬
gutmachung anzuhören. Ein salomonisches Urteil sei gut,
aber eS werde doch jedenfalls zu einem Kompromiß kommen.

Das Betriebsrätegesetz.
Aus technischen Gründen hat sich die VerabschiedungdeS

Betriebsrätegesetzesvor Weihnachten als nicht mehr möglich
erwiesen. Der „Vorwärts " erwartet, daß alsbald nach den
Feiertagen die Nationalversammlung Zusammentritt, um daZ
zur Wiederherstellung des inneren Friedens außerordentlich
wichtige Gefetz schleunigst zu verabschieden.

Furchtbare Behandlung deutscher Gefangener in
französischen Straflagern.

Berlin . 16. Dez. Der (englische) Manchester Guardian
vom 11. Dez. veröffentlicht folgenden, der Redaktion aus
Nordfrankreich eingesandten Brief : Das französische
Volk  fängt an, seine Meinung zu der Frage der verlänger¬
ten Zurückhaltung der deutschen Kriegsgefangenen
zum Ausdruck zu bringen. Ich arbeite seit mehreren Monaten
in den verwüsteten Gebieten und kann versichern, daß der
Geist der Gerechtigkeit und des knir pln^ bei der hiesigen
Bevölkerung lebendig ist, was dazu führt, daß sie offen das
Verhalten der militärischen Behörden und der Regierung ge¬
genüber den Gefangenen verurteilt.  Eine Meile von
unserer Niederlassung entfernt befindet sich ein großes Dis¬
ziplinlager  für deutsche Gefangene. Die Leute werden
dorthin verschickt als Strafe für Fluchtversuche oder andere
Vergehen. Die Behandlung , die diesen Leuten widerfährt,

und in alle europäischen Sprachen übersetzt war , während
das Buch bis heute beinahe 400 000 Auflagen erleben durste.
Warum ? Weil der Verfasser, Dichter und Zeichner es ver¬
standen hat, den richtigen pädagogischen Grundsatz: „das Kind
erfaßt und begreift nur , was es sieht", so zweckmäßig in
Wort und Bild einprägt, daß den „Struwelpeter " hierin bis
heute kaum ein anderes Kinderbuch zu erreichen oder gar zu
übertreffen vermochte.

Alle wollten das freilich nicht erkennen, denn neben den
ungezählten Dank- und Beifallskundgebungen, die dem 1894
in Frankfurt hochbetagt verstorbenen Dichter zugingen, fehlte
es auch nicht an Kritik. Entdeckten doch Aestethen, daß das
Buch mit seinen Fratzen daS ästethische Gefühl des Kindes
verderbe. Der Dichter tat aber diese Herrschaften im Vorwort
zur 100. Auflage ab, indem er meinte, dann solle man eben
Säuglinge in Gemäldegalerien oder in den Kabinetten antiker
Gipsabgüsse erziehen, gleichzeitig aber auch obrigkeitig ver¬
bieten, daß sich das Kind aus zwei Kreisen und einer geraden
Linie in der bekannten Weise einen Mann zeichnet.

An seinem 75. Geburtstag braucht sich „Struwelpeter"
um derartige Kritik erst recht nicht zu kümmern, denn hinter
ihm steht der offenkundige Erfolg. Grämen möchte sich der
Unverwüstliche aber vielleicht darüber , daß auch an dieser
Weihnacht die Tannenbäume im deutschen Hause noch nicht
so froh brennen wollen. Woher das kommen mag ? Doch
das ist nicht die Schuld der Kleinsten. Diese sollen darum
nicht unterm Ernst der Zeit leiden, sondern sich des Lichter¬
baumes und deS „Struwelpeters " eben freuen dürfen, so
gut eS im einzelnen Heim fein kann.

Wohnhäuser aus Lehm. Wie RegierunqSbaumeister
Dr. Ing . Düttmann in Königsberg i. P . in einem Artikel

ist scharf bis zum äußersten. Sie haben keine Decken, keine
Schuhe mit Ausnahme von Holzschuhen für Arbeiten im
Freien , die aber im Gefängnis nicht getragen werden dürfen
und pour rien werden sie zu Brot und Wasser verurteilt
und mit warmem Essen nur jeden vierten Tag gespeist,
während die sehr schwere Arbeit von ihnen wie von den
andern erwartet wird. Ich weiß, daß vor einigen Tagen ir
dieser Leute in unterirdischen Gängen arbeiteten, die fehr
feucht sind. Von einem Augenzeugen wurde mir erzählt,
daß den Gefangenen, die in einem Regensturm arbeiten muß¬
ten, verboten wurde, ihre Mäntel anzuziehen. Die franzö¬
sischen Soldaten , die die Aufsicht haben, verhehlen nicht, was
sie von ihrer Tätigkeit halten Ich wünsche, daß die Oeffent-
llchken in England dies erfährt, wei,l ich überzeugt bin. daß
me,e Disziplinlager die letzten sein werden, die von ihren
Bewohnern geräumt werden und es sich für alle alliierten
Mächte gehört, Gerechtigkeit und Vernunft  in dieser
Angelegenheit zu verlangen.

Wiederaufnahme der mündlichen Verhandlungen
vor dem Untersuchungs-Ausschuß.

Berlin . 16. Dez. In seiner heutigen Sitzung beschloß
der zweite Unterausschußdes parlamentarischen Untersuchung?
ausschusses, die mündlichen Vernehmungen  in der
dritten Woche des Januar - wieder aufzunehmen. Nach
Klärung von Unstimmigkeiten, die sich aus den bisher erfolg¬
ten Aussagen ergaben, wird die Wilsonaktion zu Ende ge¬
führt werden. Im Anschluß hieran sollen die Friedensmög¬
lichkeiten im Jahre 1917 zur Behandlung kommen. Die
Veröffentlichung von Akten zur Wilsonaktion im diploma¬
tischen Verkehr Berlin—Washington und die Entstehung des
Friedensangebots betreffend wird noch vor Weihnachten er¬
folgen. Die Dokumente erscheinen als Einlage zu den steno¬
graphischen Berichten der öffentlichen Sitzungen des Aus¬
schusses. Die Entscheidung auf den Einspruch des Staats¬
ministers a. D. Dr . Helfferich wurde festgesetzt. Sie wird
nach erfolgter Zustellung bekannt gegeben.

Kleine Nachrichten.
Berlin , 17. Dez. Die Mitglieder der Kommission der

amerikanischen Meth odistenkirche  für Nothilfe und
Wiederaufbau verließen gestern abend Berlin , um sich nach
Sachsen und dann nach Wien zu begeben. Als Gastgeschenk
wurde dem Roten Kreuz der Betrag von 200 000 M . über¬
reicht, der für tuberkulöse Kinder verwendet werden solle. In
Amerika schreitet angeblich die Sammlung der Liebesgaben
für Deutschland kräftig fort.

Berlin , 17. Dez. Aus Harburg wird dem „Bert. Lok.-
Anz." mitgeteilt, daß sich am Montag abend in der Nähe
des Unterelbebahnhofs etwa 30 Personen versammelten, um
den Bahnhof zu stürmen und die dort liegenden Güter zu
stehlen. Der Versuch der Menge, die Bahnhofsbeamten zu
überwältigen, mißglückte aber. Die Räuberbande wurde mit
scharfen Schüssen zurückgetrieben.

Bochum, 17. Dez. Seit heute Nachmittag 3 Uhr streiken
sämtliche Angestellte der großen und mittleren Geschäfte und
Kaufhäuser der Stadt.

Brüssel, 17. Dez. Die belgische Regierung hat den Dau-
ziger Reedern gestattet, ihre Schiffe im Hafen von Antwerpen
einlaufen zu lafsen.

Paris , 16.' Dez. Die neue deutsche Delegation zur Be
sprechung der Wiedergutmachungsangelegenheit für die Ver-
fenkung der deutschen' Flotte in Scapa Flow ist heute morgen
8. 10 Ühr mit dem Kölner Expreß in Paris eingetroffen. ES
war ein Ordnungsdienst eingerichtet worden. Die Menge
betrachtete die Delegierten neugierig, enthielt sich aber jeder
Kundgebung.

St . Etienne , 16. Dez. Ein Jndividium versuchte in der
vergangenen Nacht die Eglise du Soleil in St . Etienne durch
Anbringen von Sprengstoffen an der Kirchenmauer in die
Luft zu sprengen. Der angerichtete Schadenift sehr bedeutend.

Vermischtes.
— Schwere Explosionskatastrophe. Wilhelmshaven, 16.

Dez. Heute Mittag um 2 Uhr entstand beim Entladen von
Granaten im Munitionsdepot Mariensiel eine starke Explo¬
sion, durch die zahlreiche Personen verwundet wurden. Die
Zahl der Toten steht noch nicht fest. Durch die Gewalt der
Explosion wurden viele Dächer abgedeckt und auf 3 Km.
Entfernung sämtliche Fensterscheiben zertrümmert. Der Ma¬
terialschaden ist groß.

der „Zeitschrift für Wohnungswesen" mitteilt, macht die
Lehmbauweise in Ostpreußen große Fortschritte. In Rothen¬
stein hat die „Ostpreußische Heimstätte" bereits durch viel¬
fache Versuche umfassende Erfahrungen gewonnen, einen
Stamm von Arbeitern in der neuen Lehmbauweise auSge-
bildet und mit den weiteren Bauten vorzügliche Ergebnisse
erzielt. Eine große Anzahl Bauten ist jetzt in Angriff ge¬
nommen. Regierungsbaumeister Lübbert baut nach einem
Verfahren, nach dem die Mauern von aus Lehm gestampften
Quadern hergestellt werden. Wohnhäuser mit Wänden aus
Lehmstampf wurden von Stadtbaumeister Niemeyer in Haan,
Rheinland , aufgeführt. In einem vorzüglichen neu erschie¬
nenen Merkchen„Der Lehmstampfbau", das von jeder Buch¬
handlung für 3. 20 Mk. zu beziehen ist, schildert er seine
vorzüglichen Erfahrungen mit dieser billigen Bauweise, die
auch in Württemberg gut anzuwenden wäre, denn Niemeyer
stellt durch chemische Untersuchungen fest, daß sich jeder Lehm
zu Mauerwerk eignet, wenn er zweckentsprechend gemischt
wird. In der Nähe Berlin ? sind im Laufe deS Sommers
eine größere Anzahl Lehmbauten erstellt worden, die einen
vorzüglichen Eindruck machen. Erwähnt sei noch, daß die
Reichsversicherungsanstalt auf dem Ferbellinerplatz in Wil¬
mersdorf eine ganze Siedelung aus Lehmbauten erstellt. —
Warum hält man in Württemberg immer am alten fest,
trotzdem unsere Kohlennot die Baustoffe noch seltener macht
als in Norddeutschland? ES wäre an der Zeit, daß sich
auch unsere Techniker an den staatlichen Anstalten einmal
die Frage vorlegen würden, ob man nicht auch in Württem¬
berg ähnlich wie in Preußen schon lange sich des überall
vorhandenen billigen Lehmes als Hauptbaustoff bedienen
könnte.



Aus Stadt und Bezirk.
Nagold, den 18. Dezember 1919.

* Vom Rathaus . Den städt. Beamten und Unterbeamten
wurde in der gestrigen Sitzung des Gemeinderats eine B e -
schaffungszulage  in Höhe von /̂s der staatlichen Sätze
für alle Staffelungen einstimmig bewilligt. Ein verheirateter
Beamter bekommt danach 566 Mk. und für jedes Kind 120
Mk. ausbezahlt. Auch den nicht vollbeschäftigten Nnterbeam-
ten, Schuldienerinnen nnd Fleischbeschauer, werden entspre¬
chende einmalige Zulagen gewährt. Der Stadtgemeinde ent¬
steht dadurch ein Aufwand von rund 15000 Mk. Angesichts
der enormen Teuerung , die heute noch nicht einmal auf der
Höhe angelangt ist, war der Gemeinderat einhellig der An¬
sicht, daß die Beschaffungszuiage dringend notwendig sei.
Ueberdies ging aus den angestellten Erhebungen hervor, daß
auch die anderen Gemeinden ihren Beamten und Angestellten
«ine Beschaffungszulage in ungefähr der gleichen Höhe bewilligt
haben. Im Anschluß an diese Bewilligung wurde den Gesuchen
verschiedener Angestellter um Erhöhung ihrer Gehälter einstim¬
mig Rechnung getragen. Auch ein Gesuch der Stadttaglöhner um
Erhöhung des Stundenlohnes wurde genehniigt. Danach beträgt
der Stundenlohn der Stadt - und Waldtaglöhner zukünftig Mk.
1.60, llir Vollarbeiter im Walde Mk. 1.80. Diese Erhöhung tritt
mit Rückwirkung von 15. November ab in Kraft. Der Akkord¬
lohn der Holzhauer wird entsprechend erhöht und zwar für
solche Schläge, die erst nach dem 1 Dez. oder ganz kurz '
vorher angefangen wurden. — Auf Antrag des hiesigen
Elektrizitätswerkes gab der Gemeinderat unter Berücksichtigung
der enormen Teuerung seine Zustimmung, daß ab 1. Januar
1920 folgende Strompreise berechnet werden : Lichtstrom 75
Pfennig , Kraftstrom 45 Pfg . pro Kilowattstunde. Die Zäh¬
lermiete wird von 40 Pfg . auf 60 Pfg . für Licht- und von
50 Pfg . auf 70 Pfg . für Krafstrom erhöht. Auf den Grundpreis
der Stadt wird ein Zuschlag von 40 °/„zum Vertragspreis gelegt.
Trotz dieser Erhöhungen hat Nagold unter den übrigen
württemb. Gemeinden noch einen der billigsten Stromtarife.
Durch eine Kohlenklausel wurde die zukünftige Preisgestal¬
tung so geregelt, daß mit dem Steigen oder Sinken der Koh-
lenpreife der Strompreis unter vorheriger Anzeige au der: Ge¬
meinderat automatisch herauf- oder heruntergeht. (Schluß folgt.)

* Volkshochschule . Die Heimatkunde fällt heute aus.
Wiederbeginn wird bekannt gegeben.

* Volkshochschule. Herr RechtsanwaltHuber ist heute
dienstlich verhindert, seinen Kurs über Rechtskunde (Nr. 2)
zir geben. Die Stunde wird nach Vereinbarung mit den
Hörern hereingeholt werden.

* Personenpost Haiterbach. Die Abfahrtszeit der Per-
sonenpoft II Nagold—Haiterbach in Nagold ist von 6 Uhr
25 Min . auf 6 Uhr 45 Min . Abends hinausgerückt worden.

* Leinöl für Malermeister . Aus den Beständen des
Reichsausschusses für Oele und Fette in Berlin wird Leinöl-
Firniß gegen Bezugsschein an das Malergewerbe abgegeben.
Anträge auf Ausstellung von Bezugsscheinen sind bei der
Landesstelle für 'Leimversorgung Stuttgart , Hegelstratze 13
zu stellen.

* Nutzholzversorgungdes Handwerks. Die holzver¬
arbeitenden Handwerksbetriebe werden darauf aufmerksam
gemacht, ihren Bedarf für das kommende Jahr bei der in
Betracht kommenden Bezirks-Innung bis zum 20: ds . Mts.
anzumelden.

* Auflösung der alten Militärersatzbehörden . Der
durch den Friedensvertrag bedingten Fortfall der allgemeinen
Wehrpflicht bringt auch die Auflösung der seitherigen Ersatz¬
behörden mit sich. In Württemberg hören hiernach zu be¬
stehen auf : l . Die aus dem Ministerium des Innern und
dem früheren württ . Kriegsministerium zusammengesetzte
Ministexialinstanz in Ersatzangelegenheiten. 2. Der Ober¬
rekrutierungsrat . 3. Die Oberersatzkommissionen. 4. Die
Ersatzkommissionen. 5. Die Prüfungskommission für Ein¬
jährig-Freiwillige.

Aus dem übrigen Württemberg.
p Stuttgart , 16. Dez. Nach einer Verordnung des

Staatsministeriums wird mit Rücksicht auf den bevorstehenden
Uebergang der Württ . Staatseisenbahnen auf das Reich die
Amtsdauer der Mitglieder und Ersatzmänner des Beirats der
Verkehrsanstalten bis zum Ende des Jahres 1920 verlängert.

p Stuttgart , 17. Dez. Ueber das Schiedsgericht für Zwangs¬
enteignung  wird durch eine Verfügung des Arbeitsmi¬
nisteriums bestimmt, daß dieses Schiedsgericht berufen ist,
über Einwendungen gegen die angebotene Entschädigungs¬
summe und über Einziehungen gegen Verfügungen über die
Vergütung des Schadens bei vorläufigen Besitzeinteilungen
endgültig zu entscheiden. Zum Vorsitzenden des Schiedgerichts
wurde Oberlandesgerichtsrat Sigel  beim Oberlandesgericht
Stuttgart , zuni stellv. Vorsitzenden OberlandesgerichtsratSchmo Iler  berufen.

Letzte Nachrichten.
Vertragswidrige Zurückbehaltungdeutscher Paffaaier-

dampfer durch Amerika.
Berlin , 18. Dez. Nach einer Meldung der Times"

wurden s. Zt. laut Waffenstillstandsvertrag, so wird dem
„Lok. Anz." aus Zürich gedrahtet, 10 deutsche Passagier-
dampfer an die Vereinigten Staaten geliefert, um die ame¬
rikanischen Truppen in ihre Heimat zu befördern. Bis jetzt
haben aber die Vereinigten Staaten 7 von diesen Schiffen
nicht wieder abgeliefert. Die Angelegenheit ist vor den Be¬
hörden der Vereinigten Staaten angängig gemacht und sie
wurden um Wiederablieferung der Schiffe gebeten.

Eine Interpellation der Rechtsparteien.
Berlin, 17. Dez. Von den Rechtsparteien der Natioru

Versammlung ist dieser eine Interpellation zugegangen, i
deutsche Volkswirtschaft steht durch eine verfeh

^ ^ und Steuerpolitik  und durch I
stMiegende Gesetzgebung des letzten Jahres vorder Gefal

m Zusammenbruch.  Dadurch komm
Kr°i^ »E2krelse in die Lage, sich bei dem unablässig

u^er Preise nicht mehr ernähren und bekleiden
nen. Was gedenkt die Regierung zu tun, um die qröf

. verhindern und die nicht an der Produktion unm
re,bar beteiligten Bevölketungsschichten lebensfähig zu erhalte

A»die Bezieh« wirtteÄkMkr MnW!
ie Papiernot ist nun tatsächlich zur Katastrophe aus¬

geartet. Durch das Fehlen der Kohlen wurde von
den 60 deutschen Zeitungsdruckpapier herstellenden

Fabriken mehr als die Hälfte zeitweise zum Stillstand gebracht.
Bei anderen konnte der Betrieb nur mit größter Not, teilweise
durch Verwendung des zur Papiererzeugung bestimmten Holzes
als Feuerungsmittel , aufrecht erhalten werden. Dazu sind in
den letzten zwei Monaten Preissteigerungen des Holzes, be¬
kanntlich des hauptsächlichsten Rohmaterials der Papierfabri¬
kation, eingetreten, die jeder Beschreibung spotten. Von glei¬
chen und anderen Bedrängnissen sind die Zellstoff- und Holz¬
stoff-Fabriken betroffen, ohne deren Erzeugnisse kein Papier
gemacht werden kann. Deutschland steht vor dem Zusammen¬
bruch der ganzen Papierholzversorgung, wenn nicht in letzter
Stunde Maßnahmen zur Rettung ergriffen werden können.

Die Zeitungen befinden sich infolge dieser Zustände in
einer geradezu verzweifelten Lage. Im Abstande von wenigen
Wochen treten neben allen übrigen drückenden Mehrbelastun¬
gen immer wieder neue Steigerungen der Papierpreise ein,
und zwar so bedeutend, daß ein einziger Aufschlag für jede
Zeitung mehr ausmacht, als früher der gesamte Papierver¬
brauch' fiir die Dauer eines ganzen Jahres . Solche Preis¬
steigerungen hatten die Zeitungen mehrmals in diesem Jahre,
zuletzt ab 1. Oktober, zu bestreiten. Und nun steht wiederum
eine Erhöhung der Papierpreise bevor, die alle bisherigen
weit in den Schatten zu stellen droht. ,

Die Zeitungen, die sich bis zum äußersten gegen diese
enormen Anforderungen zur Wehr gesetzt haben, sind gegen
die bestehenden Verhältnisse machtlos. Sie haben bisher unter
großen eigenen Opfern alles getan, um ihre Leser soweit als
möglich von weiteren Erhöhungen zu verschonen. Es gibt
aber für die Zeitungen keinen anderen Weg zur Herbeifüh¬
rung eines Ausgleichs als Verbesserungen der Bezugs- oder
der Anzeigensätze. Die letzteren wurden dazu von den würt-
tembergischen Zeitungen am 1. Oktober herangezogen. Für
die mittlere oder kleinere Presse, die nur einen schwachen Au-
zeigenbestand aufweisen kann, bieten jedoch erhöhte Anzeigen¬
preise einen allzu geringfügigen Ersatz gegenüber den gewal¬
tigen Mehrbelastungen. Diese Blätter sind deshalb fast allein
auf eine Erleichterung durch gesteigerte Bezugspreise ange¬
wiesen; sie müßten in erster Linie zum Erliegen kommen,
wenn sie nicht diese Gebühren erheblich heraussetzen würden.

Alle Zeitungen bedauern aufs tiefste, nach den langen,
besonders für die Presse überaus schweren Kriegsjahren mit
dein ganzen übrigen Wirtschaftsleben fortdauernden Beun¬
ruhigungen jeglicher Art ausgesetzt zu sein. Sie stehen unter
unerbittlichemZwang und müssen sich selbst helfen, so gut es
eben geht und wie es dem einzelnen Blatte angemessen er¬
scheint. Alle Zeitungsleser aber, denen wir durch diese Dar¬
legungen volle Aufklärung iiber die Lage geben, bitten wir,
sich den vorkommenden Preiserhöhungen einsichtsvoll gegen¬
überzustellen und den von ihnen gewählten Zeitungen in
dieser schwersten Zeit nach wie vor ihre dankenswerte Treue
zu bewahren.

Verein Württembergischer Zeitungsverleger
Der Vorstand : Dr . Wolf - Oberndorf , Esser - Stuttgart,
Ableiter-  Untertürkheim, Dr . Elben-  Stuttgart , H u tzler-
Reutlingen, Kaupert -Freudenstadt, Kirchner -Göppingen,
Dr . Sedlmayr - Ulm,  U lm  er -Ludwigsburg , Vogt-

Biberach, W u l l e - Heilbronn.

Unter Bezugnahme auf vorstehende Kundgebung des
Vereins Württembergischer Zeitungsverleger geben wir be¬
kannt, daß sich der Bezugspreis des Amtsblattes „Der Gesell¬
schafter" vom l . Januar 1920 ab einschl. der beträchtlichen
Postgebühren um 40 Pfg . im Monat höher stellen wird als
bisher.

Verlag des Amtsblattes „Der Gesellschafter" Nagold.

Der Arbeitgeber als Steuereinzieher.
Berlin , 17. Dez. In dem Steuerausschuß der National¬

versammlung begründete Reichsfinanzminister Erzberger
die Abzugspflicht, die die Arbeitgeber bei der Lohnzahlung
künftig haben sollten. Dieser soll 10 Prozent des baren
Arbeitslohnes zu Lasten des Arbeitnehmers einbehalten,
und für den einbehaltenen Betrag Steuermarken in die Steuer¬
karte des Arbeitnehmers einkleben. Durch diese Bestimmung
solle das Reich rasch in den Besitz von Mitteln gelangen u. nicht
mehr auf Schatzkredite angewiesen sein. Außerdem würden da¬
durch Tausende non Beamten gespart. In einem demokratischen
Staatswesen müsse sich das Volk daran gewöhnen, einen Teil
der Arbeit des Staates auf sich zu nehmen. Durch die neue
Bestimmung würde eine gewaltige Vermehrung des gesamten
Beamtenkörpers notwendig sein, die der Staat jetzt nicht auf
sich nehmen könne.

Der deutsche Einheitsstaat.
Berlin , 18. Dez. In der gestrigen Sitzung der preuß.

Landesoersammlung wurde die Debatte über den Antrag der
Mehrheitsparteien betr. die Errichtung des deutschen Einheits¬
staates zu Eitde geführt und der Antrag mit 210 gegen 37
Stimmen angenommen. In dem Antrag ersucht die Landes¬
versammlung sofort und noch vor Einbringung der endgül¬
tigen Verfassung die Reichsregierung zu veranlassen, müden
Regierungen aller deutschen Länder über die Errichtung des
deutschen Einheitsstaates in Verhandlungen zu treten.

Der Grubenarbeiterstreiki« Belgien.
Brüssel, 18. Dez. Den Zeitungen zufolge hat sich der

Bergarbeiterstreik, der in Belgien herrscht, in die Gegend der
unteren Sambre ausgedehnt, wo 6000 Arbeiter die Arbeit
niedergelegt haben.

Unsere Entschädigungsvorschlüge.
Paris , 18. Dez. Havas glaubt zu wissen, daß die Vor¬

schläge der deutschen Delegation dahingehen, daß die Menge
des verlangten Schiffsraums reduziert wird und daß die ge¬
genwärtig im Bau befindlichen Einheiten zu liefern seien,
fiatt der im Protokoll vorgesehenen.

Kür die SchrlfrlettungverantwortlichBruno Wilhelm Mo lter , Nagold
Druckn. Verlag der S . W. Zatser'fchen Buchdruckeret(Karl Halfer) Nagsld.

Amtliche Bekanntmachungen.
Feldbereinigung II und III auf Markung Gültlingeu.

Der Gemeinderat Gültlingen hat den Antrag gestellt auf
Ausführung einer Feldbereinigung II in den Gewänden:

„Bundhalde, Herrenberger Steig , Bildstöckle, krummen
Steige, Seelenhalde, Heumaden, Langäcker, Wolfental, Spiel¬
grube, Teich, unterm und oberm Maustäle und MauStäleS-
graben" der Markung Gültlingen

und einer Feldbereinigung III in den Gewänden:
„Wüstengrund , Grllndle, Obere Tanne , Gissibel, Pfannen¬

stiel, Lerchenberg, Arnfeld, Forstweg, Gebersack, Feldle, Kill¬
berg, vordere und Hintere Halde, Daunengraben , Haibe,
Gänsberg , Bernlauch, Heimental und zwischen den Hölzern^
der Markung Gültlingen.

Nachdem die beiden Unternehmen von der Zentralstelle
für die Landwirtschaft, Abt. für Feldbereinigung, auf Grund
einer vorläufigen Prüfung als für die Landeskultur nützlich
und im ganzen zweckmäßig für ausführbar erkannt und zur
Abstimmung den gestellten Anträgen gemäß zugelassen wor¬
den sind, wird hiermit

Tagfahrt zur Abstimmung
über die vorliegenden Anträge und zur Wahl der Mitglieder
der Vollzugskommissionenauf Freitag » den 16. Januar 1920
anberaumt und zwar für Feldbereinigung II vorm. 8str Uhr
und Feldbereinigung III nachm. 2 Uhr.

Hiezu werden die beteiligten Grundeigentümer bezw.
deren Vertreter auf das Rathaus zu Gültlingen unter An¬
drohung des Rechtsnachteilseingeladen, daß diejenigen, welche
bei der Abstimmungstagfahrt weder in Person noch durch
einen seine Vertretungsbefugnis rechtgültig nachweisenden
Vertreter erscheinen, als den beantragten Unternehmen zu¬
stimmend angesehen und von der Teilnahme an der Wahl
der Mitglieder der Vollzugskommissionenausgeschlossen wer¬
den und daß ein Einspruch oder eine Wiedereinsetzungin
den vorigen Stand gegen diese gesetzliche Folge des ÄuS-
bleibens nicht stattfindet.

Für den Fall , daß die nach der Abstimmung eventuell
vorzunehmende Wahl der Landwirte und ihrer Ersatzmänner
für die Vollzugskommissionenaus irgend einem Grunde nicht
zustande käme, werden die Landwirte aus Antrag des Ober¬
amts nach vorgängiger Vernehmung des Gemeinderats von
der Zentralstelle berufen.

Von dem Plan , der Beschreibung der Feldbereinigung,
dem Verzeichnis der Grundeigentümer , dem allgemeinen
Ueberschlag über die mutmaßlichen Kosten und dem Ergeb¬
nisse der vorläufigen Prüfung der Zentralstelle kann bis zum
Abstimmungstag jedermann auf dem Rathaus in Gültlingen
Einsicht nehmen. 2610

Zugleich ergeht die öffentliche Aufforderung , etwaige
noch nicht bekannte Ansprüche auf Freilassung von den
Unternehmen, oder auf Anteilnahme an denselben, innerhalb
der Ausschließungsfrist von zwei Wochen, von dem Tage des
Erscheinens dieser Bekanntmachung an gerechnet, beim Schult¬
heißenamt oder beim Oberamt hier geltend zu machen.
' Den 17. Dez. 1919. Oberamt : Münz.

Notstandsversorgung für Minderbemittelte.
ES ist wieder eine Sendung Notstandsware , Hemden,

Unterhosen, Socken, Handschuhe etc. eingetroffen, welche in
den einschlägigen Geschäften des Bezirks gegen Berechtigungs¬
scheine, welche vom (Stadt -) Schultheißenamt zu erhalten
sind, abgegeben wird. 2603

Nagold, den 17. Dezember 1919. Oberamt : Münz.

Häutezuschläge.
Durch Bekanntmachung der Reichsfleischstelle, Derwal-

tungsabteilung , vom 8. Dezember 1919 sind die an den Tier¬
halter zu bezahlenden Häutezuschläge für Schlachttiere für
die Zeit vom 15. Dezember 1919 bis 18. Januar 1920 ein¬
schließlich für den Zentner Lebendgewicht in folgender Weise
festgesetzt worden : ' 2602

für Rinder ausgenommen Kälber . . . 28.80
für Kälber . , . . . . 52.20
für Schafe . 32.40
für Pferde, einschließlich Fohlen, Esel,

Maultiere und Maulesel . 19.80
Entsprechend der Aenderung der Zuschläge für die

Schlachttiere werden die für Nutz- und Zuchtrindvieh festge¬
setzten Höchstpreise von 130 Mark für 50 Kg. Lebendgewicht
in folgender Weise geändert:

beim Großvieh auf 130 u. 28.80 - Mark 158.80
bei den Kälbern auf 130 u. 52.20 — Mark 182.20

Nagold, den 17. Dez. 1919. Oberamt : Münz.
Wann tritt der Frieden in Kraft?

Berlin , 18. Dez. Eine Amsterdamer Depesche des Lok.-
Anz. besagt, daß nach einer Meldung aus Paris die Ver¬
handlungen zwischen den deutschen und alliierten Sachver¬
ständigen über die Entschädigungsfrage wegen der Scapa-
Flow -Flotte Ende dieser Woche beendet sein würden. Die
Jnkrafttretuiig des Vertrags von Versailles werde AnfangJanuar erwartet.

Das Reichsnotopfer.
Berlin , 18. Dez. In der Nationalversammlung wurde

bei der 3. Lesung des Gesetzes über das Reichsnotopfer ein
Antrag der Deutschen Volkspartei betr. Zurückweisung des
Gesetzes au die Kommission in der Abstimmung mit 223 gegen
60 Stimmen bei einer Stimmenthaltung abgelehnt.

Berlin , 18. Dez. Die Nationalversamlung hat gestern
das Reichsnvtopfer in 3. Lesung angenommen,  ebenso in
2. und 3. Lesung den Gesetzentwurf über die Steuern ach sicht.

Oberamt Nagold.
Vkir. Wahl der Mitglieder de§ VezirkMs.
Gemäß tz 1 der Min .-Vers. vom 1. Dez. d. I . (Reg.Bl.

S . 401) werden die Mitglieder der Gemeinderäte sämtlicher
Gemeinden des Bezirks aufgefordert, binnen 10 Tagen , also
bis spätestens 29. ds. Mts ., Wahloorschläge für die Wahl
der Mitglieder des Bezirksrals bei dem Oberamt einzureichen.

Die von der Amtsversammlung am 13. ds. Mts . ge¬
wählten Bezirksratsmitglieder: 2593

Stadtschultheiß Maier in Nagold,
„ Welker „ Altensteig,

Schultheiß Kern „ Gültlingen,
„ Schleeh „ Ueberberg, Stellvertr.
„ Dengler „ Ebhausen

Stadtschultheiß Knauß ., Haiterbach, „
dürfen in die Wahlvorschläge nicht ausgenommen werden.



IN!

Zugleich « erden die nachstehenden Vorschriften der D»ll-
zugS-Verfügung bekannt gegeben.

Wahlvorschläge. 8 2.
1) Jeder Wahlvorschlag muß von mindestens fünfzehn

Mitgliedern der Gemeinderäte deS Bezirks unterzeichnet sein.
Die Unterzeichnerkönnen Mitglieder der Gemeinderäte ver¬
schiedener Gemeinden sein. Der Wahlvorschlag soll die Wähler¬
vereinigung, von welcher er ausgeht, nach ihrer Parteistellung
odereinem sonstigen unterscheidenden Merkmal kenntlich machen.
Die Zurücknahme einer abgegebenen Unterschrift unter einem
Wahlvorschlag wird nach dessen Einreichung nicht mehr
berücksichtigt.

2) Jeder Wahlvvrschlag hat, damit neben den ordent¬
lichen Mitgliedern eine genügende Anzahl von Stellvertretern
und Ersatzmännern vorhanden ist, die Namen von acht wähl¬
baren Personen zu enthalten. Die vorgeschlagenenBewerber
sind nach Familien - und Rufnamen , Stand vder Beruf
und Wohnort zu bezeichnen und in erkennbarer Reihenfolge
aufzuführen. Von jedem oorgeschlagenenBewerber ist eine
Erklärung über seine Zustimmung zur Aufnahme in den
Wahlvorschlag beizugeben. Nach der Einreichung des Wahl¬
vorschlags wird die Zurücknahme einer Zustimmungserklärung
nicht mehr berücksichtigt.

Ein Bewerber darf sich nur einmal Vorschlägen lasten.
3) Wählbar sind alle Personen, welche in einer Gemeinde

des Oberamtsbezirks nach Art. 1 des Gesetzes vom 15. März
1919, betr. das Gemeindewahlrechtund die Gemeindevertretung
(Reg.Bl . S . 25) wahlberechtigt sind und das 25. Lebensjahr
vollendet haben, vorbehältlich der in Art. 23 Abs. 2 der Be¬
zirksordnung getroffenen Bestimmung. Wählbar sind auch
die Mitglieder der Amtsversammlung, soweit sie nicht als
Mitglieder des Bezirksrats gemäß Art. 38 der Bezirksordnung
gewählt worden sind.

4)  Wird kein Vorschlag eingereicht, so ist die Aufforderung
zur Einreichung von Wahlvorschlägen zu wiederholen.

Verbindung von Wahlvorschlägen. 8 3.
Zwei oder mehrere Wahlvorschläge können in der Weise

miteinander verbunden werden, daß sie den Wahlvorschlägen
anderer Wählervereinigungen gegenüber als ein einziger
Wahlvorschlag anzusehen und zu behandeln sind. In diesem
Falle müssen die Unterzeichner der betreffenden Vorschläge
oder die Vertreter der Wählervereinigungen übereinstimmend
spätestens binnen fünf Tagen nach der Einreichung der Wahl¬
vorschläge bei dem Oberamt die Erklärung abgeben, daß die
Vorschläge miteinander verbunden sein sollen. Die abge¬
gebene Erklärung kann nicht mehr zurückgenommenwerden.

Vertreter der Wählervereinigungen. 8 4.
1) Jede Wähleroereinigung , welche einen Wahlvvrschlag

einreicht, hat zugleich dem Oberamt einen Vertreter und einen
Stellvertreter desselben zu bezeichnen.

2) Der Vertreter ist berechtigt und verpflichtet, namens
der Wählervereinigung die zur Beseitigung etwaiger Anstände
erforderlichen Erklärungen rechtsverbindlich abzugeben.

Den 16/Dez . 1919. Münz ..

Fleischzulage in der Weihnachtswoche.
Laut Erlaß der FleischversorgunasstelleStuttgart Nr. 13306

vom 16. Dezember d. Js . wird mit Ermächtigung des Er¬
nährungsministeriums für die Weihnachtswochevom 22. bis
28. Dez. 1919 für die fleischversorgungsberechtigteBevölke¬
rung eine Fleischzulage von 100 Gramm für Erwachsene u.
50 Gramm für Kinder abgegeben.

Der Abschnitt2 der Fleischkarte gilt somit statt 150 Gramm
250 Gramm und nir Kinder die Hälfte. 2605

Nagold, 17. Dezember 1919. Oberamt : Münz.

Obe amtsstadt Nagold.

Aufforderung.
AuS einer Stiftung kommen gemeinderätl. Bestimmung

gemäß auf Weihnachten an hiesige bedürftige Hinterbliebene
von Kriegsteilnehmern, an Kriegsbeschädigte und sonstige
in Not geratene Kriegsteilnehmer Gaben zur Verteilung.
Wer sich darum bewerben will und keiner der hier bestehen¬
den Vereinigungen angehört. hat sichh e u t e n o ch beim
Stadtschultheißenamt zu melden. 2606

Fünf zweijährige

Hühner
oerkaust 2607

Johannes Hammacher.
Bäcker Nagold.

WMfellc. HMk.
ReM . . KM.

Mtzsciisellc8M.
Obige Preise bezahle per

Nachnahme für große, gutbe¬
handelte Felle. Für Fuchs.
Marder. Iltis , sowie alle
anderen Felle noch nie da¬
gewesene Preise . Senden
Sie Ihre Pelzfelle gezeichnet
ein, dieselben bleiben Ihr
Eigentum bis Uebereinstim-
mung im Preis erzielt ist.

k.MWsser
moderne Tierausstopferei

Pforzheim 2509
Lindenstr. 52. Telefon 1501.

ksMväe
kMdeiilMtiktzl,

m>ii Weülllseilts-
Lerren

empfiehlt 2k

^öWSN -vl ' MI ' iS

2567

Gebr. Benz , Nagold,
Bahnhofstr. Telefon 122.

Niederlage und Ausschau»
vou Muchuer

SMn-Mu.
Bestellungen auf die Feier¬

tage von 25 L. ab nimmt
entgegen 2595

s . üMm r.
Telefon 91.

Weihnachts-
Karten

deiü.V. rsker. ttagolll.

Mob lm

VS.

.L- Usaolll.

-um gnsignnt

smpfsdls msin ksioddaltigSL l.ag6i - in

kW-ii. WodensMelll, sls KIss-, kvMlUii,Mjvliks-,MM-,„.ilulMte»,
k!wt«MM«- u. lülösnsdme», Wegel. Llekirkdrüt» «m. - kkeiiev, 8Mke.
8vdimek-, loilette-, I-eSek- «. IlMkmsreil. iNvdsiilMveii„. kellMMge.

Viele »lläere Lslsnterie - unck liurrwsrsn jeder Xrt.

Llleli, I8t Nleiit I/«x«r in III !8 8 1* 811 i» »Ile» erreiod-

baren 8aoben rnr KvkälliKOv LesiebtiAnnA nnä ^bnabnie an8A68te11t.

Zur Nimhme, HilikrlPWM W
M!ä>M »n WertWiem stz

Wscheim
empfehlen wir unseren Mitgliedern und den Nicht¬

mitgliedern die gesetzlich zugelassenenörtlichen

JackhMchn -Vereine
welche durch ihren Anschluß an die landwirtschaft¬
liche Zentralkasse zur Durchführung aller diesbezüg¬

lichen Geschäfte in der Lage.

§599

BezirtsnerbM der Imkwikt-
schchl. GeoossenschOe» des Bezirks

BezirdMmmi Dengln.

Effrmgerr Oberam Nagold.
Die hiesige Gemeinde versteigert am

Ireiiag, deu iS. d. Mts., uachlnittags1 Uhr

8 St. MM
mitK.37  SestMeter.

Zusammenkunft beim Rathaus.
Ferner wird am gleichen Tage, nachmittags 3 Uhr

» auf dem Rathaus die

Gmtilldtschchckt
welche im Vorsommer mit 150 Stück
und im Nachsommer mit 200 Stück

befahren werden darf, auf ein Jahr verpachtet. 2579
Werrir ' rndevM.

K!eNiüllM«!e.
Um unseren Kleinsten die

ersehnten kleinen Weihnachts¬
freuden bereiten zu können,
bitten alle Kinderfreunde um
freundliche Gaben 2597

die Kinderschwestern
die Ev. Stadtpfarrämter.

E«.MglWMlli».
Um freundliche Beisteuern

zu der Weihnachtsfeier des
an jungen Mitgliedern nun
wieder reichen Vereins bittet
seine Gönner und Freunde
wieder herzlich 2530

Der Ausschuß.
I - A.

Stadtpfarrer Dr. Schairer,
Verwalter Bauer.KinllersmtaMiiIc.

Um den zahlreichen Kindern
auch dies Jahr eine kleine
Freude machen zu können,
bitten die Lehrer und Lehrer¬
innen , sowie die Unterzeich¬
neten herzlich um freundliche
Gaben  2529

I - A.
Stadtpfarrer Dr. Schairer»

Pfarrer Weitbrecht.

Ein braves, fleißiges

Mädchen,
nicht unter 18 Jahren wird
auf 1. Januar als Dienst¬
mädchen 2562gesucht;
auch ist demselben Gelegenheit
geboten, das Kochen zu er¬
lernen.
Frau Wolf , Schloßberg 17,

Pforzheim.

Ehrliches, fleißiges 2596

Mädchen
17—22 Jahre alt, für Haus
und Wirtschaft bßi gutem Lohn
und Trinkgeld zum 1. oder 15.
Januar gesucht.

Näheres : Gesellschafter.

NVI N gibt an solo. Leute
!l l) 1/1! jed-Stand, zu günst.
ULi Beding. Ratenzahlg.

SeptL Co., Nürnberg2. 48d

Nagold.

NeillMtze AsrwH
Von heute ab ist das I . Wachkommando in

Dienst gestellt.
2609 Das Kommando.

Kirche Haiterbach. ^
Sonntag , den 21. Dez. 1919, nachm. 2 Uhr ^

KirchenkonzertU
Mitwirkende : ^

Nagolder und Haiterbacher Musikfreunde . —
Kraulern Ilka Anödler (Sopran ), Stuttgart . «

2 so « Leitung und Grgel : ^

Seminarlehrer Bezner , Nagold . —

Eintritt : 1 M. Programm 20 pfg . ^

G
Statt jeder besonderen Einladung l

Iselshausen.

HslhM-EikiüSW.
Wir beehren uns hiemit, Verwandte, Freunde W

und Bekannte zu unserer am IL
Samstag , den 20. Dezember 1919

stattfindenden,Hochzeitsfeier in das Gasthaus zur ^
„Linde" in Iselshausen freundlichst einzuladen. 7Sk

W . Atz A. Besserns
Sohn des 7, Tochter des ^

Ehr . Schatz, Schreiner- ^ Matthäus Besserer, Tag - A
meister, Iselshausen . I löhner, Schuffenried. ^

o Kirchgang ' /s12 Uhr. 2594 o

ein
Gesucht

fleißiges, ehrliches

für Küche, Haushalt und
Wirtschaft. 2608

Von wem? sagt die Ge-
schäftsstelle ds. Bl.

Habe im Auftrag 2601neittL
Damen-

Mantel
für mittlere Figur preiswert
zu verkaufen.

Frau Klotz
(Herrenbergerstr.) Nagold.

Güter Allgäuer

sowie gutgewittertes

Haber-«.Serstrü-

hat Selbstproduzent

zu vttLilllst«
und wollen Liebhaber unter
Preisangabe sich melden unter
0 . 2598 bei der Geschäfts¬
stelle des Blattes.
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